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Textgegeniiberstellung

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

Artikel 1
Anderung des Auslinderbeschiftigungsgesetzes

Rot-Weii-Rot — Karte plus

§ 20e. (1) Vor Erteilung einer ,,Rot-Wei-Rot — Karte plus“ (§ 41a Abs. 1, 2
und 7, § 47 Abs. 4, § 56 Abs. 3 NAG) hat im Falle der Z 1 die nach dem Wohnsitz
des Ausldnders oder der Ausldnderin, im Falle der Z2 oder 3 die nach dem
Betriebssitz des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin zustindige regionale
Geschiftsstelle des Arbeitsmarktservice der nach dem NAG zustédndigen Behorde
zu bestétigen, dass der Ausldnder oder die Ausldanderin

1. die Voraussetzungen gemal § 15 erfiillt oder

2. als InhaberIn einer , Rot-Wei3-Rot — Karte“ innerhalb der letzten 24
Monate 21 Monate unter den fiir die Zulassung malgeblichen
Voraussetzungen beschéftigt war oder

3. als Inhaberln einer ,,Blauen Karte — EU* innerhalb der letzten 24 Monate
21 Monate unter den fiir die Zulassung mafB3geblichen Voraussetzungen
beschéftigt war.

Im Falle der Z 1 ist vor der Bestétigung der Regionalbeirat anzuhdren.

) ...

(3) Die zustindige regionale Geschiftsstelle hat bei Nichtvorliegen der
Voraussetzungen gemill Abs. 1 Z 1, 2 oder 3 die Bestéitigung mit Bescheid zu
versagen und diesen unverziiglich der nach dem NAG zustidndigen Behorde zur
Zustellung an den Auslénder oder die Auslédnderin zu ibermitteln.

Rot-Weil-Rot — Karte plus

§ 20e. (1) Vor Erteilung einer ,,Rot-Weill-Rot — Karte plus“ (§ 41a Abs. 1, 2,
7 und 7b, § 47 Abs. 4 NAG) hat im Falle der Z 1 und Z 4 die nach dem Wohnsitz
des Ausldnders oder der Auslidnderin, im Falle der Z2 und 3 die nach dem
Betriebssitz des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin zustindige regionale
Geschiftsstelle des Arbeitsmarktservice der nach dem NAG zustidndigen Behorde
zu bestdtigen, dass der Auslidnder oder die Ausldnderin
1. die Voraussetzungen gemal § 15 erfiillt oder

2. als Inhaberln einer , Rot-Wei3-Rot — Karte® innerhalb der letzten 24
Monate 21 Monate unter den fiir die Zulassung malgeblichen
Voraussetzungen beschéftigt war oder

3. als InhaberIn einer ,,Blauen Karte — EU* innerhalb der letzten 24 Monate
21 Monate unter den fiir die Zulassung mafigeblichen Voraussetzungen
beschéftigt war oder

4. als Vertriebener oder Vertriebene, der oder die aufgrund einer
Verordnung gemdfs § 62 Abs. 1 AsylG 2005 iiber ein voriibergehendes
Aufenthaltsrecht verfiigt, innerhalb der letzten 24 Monate mindestens
zwolf Monate gemdf3 § 4 Abs. I ASVG vollversichert beschdftigt oder
gemdf3 § 2 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes — GSVG, BGBI.
Nr. 560/1978, versichert war.

Im Falle der Z 1 ist vor der Bestétigung der Regionalbeirat anzuhoren.

) ...

(3) Die zustindige regionale Geschéftsstelle hat bei Nichtvorliegen der
Voraussetzungen gemifl Abs. 1 Z 1, 2, 3 oder 4 die Bestitigung mit Bescheid zu
versagen und diesen unverziiglich der nach dem NAG zustdndigen Behorde zur
Zustellung an den Auslénder oder die Auslidnderin zu libermitteln.
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Wirksamkeitsbeginn Wirksamkeitsbeginn
§34.(1)-(59) ... §34.(1)-(59) ...

(60) §$20e Abs.1 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. XXX/2024 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

Artikel 2
Anderung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes

Verfahren bei Erstantrigen Verfahren bei Erstantrigen
§21.(1) ... §21.(1) ...
(2) Abweichend von Abs. 1 sind zur Antragstellung im Inland berechtigt: (2) Abweichend von Abs. 1 sind zur Antragstellung im Inland berechtigt:
1.-7.... 1.-7....

7a. Drittstaatsangehorige, die eine ,, Rot-Weif3-Rot — Karte plus® gemdfs
S4la Abs. 7b oder als deren Familienangehorige eine ,, Rot-Weif-
Rot — Karte plus* gemdfs § 46 Abs. 1 Z 1 beantragen, jeweils wdhrend
ihres rechtmdfigen Aufenthalts;

8.—-10. ... 8. —10. ...
3)-0) ... 3-) ...

Aufenthaltstitel ,,Rot-Wei3-Rot — Karte plus* Aufenthaltstitel ,,Rot-Weifi-Rot — Karte plus*
§41a.(1)—(7a) ... §41a. (1) —(7a) ...

(7b) Drittstaatsangehdrigen kann ein Aufenthaltstitel ,, Rot-Weif3-Rot — Karte
plus “ erteilt werden, wenn

1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfiillen und

2. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschdfisstelle des
Arbeitsmarktservice gemdfs § 20e Abs. 1 Z 4 AusIBG vorliegt.

®)-(10) ... (8) —(10) ...
(11) In den Féllen der Abs. 1, 2, 7 und 7a ist von der Einholung einer (11) In den Féllen der Abs. 1, 2, 7, 7a und 7b ist von der Einholung einer

schriftlichen Mitteilung der regionalen Geschiftsstelle oder eines Gutachtens der schriftlichen Mitteilung der regionalen Geschiftsstelle oder eines Gutachtens der
Landesgeschiftsstelle des Arbeitsmarktservice abzusehen, wenn der Antrag Landesgeschéftsstelle des Arbeitsmarktservice abzusehen, wenn der Antrag

1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemaf3 §§ 19 1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemaf3 §§ 19
bis 24 zuriick- oder abzuweisen ist oder bis 24 zuriick- oder abzuweisen ist oder



Geltende Fassung

2. wegen zwingender Erteilungshindernisse gemifl § 11 Abs. 1 abzuweisen
ist.

Erwéchst die negative Entscheidung der regionalen Geschéftsstelle des
Arbeitsmarktservice liber die Zulassung in den Féllen des § 20e Abs. 1 AusIBG in
Rechtskraft, ist das Verfahren ohne weiteres einzustellen.

Bestimmungen iiber die Familienzusammenfiihrung

§46. (1) Familienangehorigen von Drittstaatsangehdrigen ist ein
Aufenthaltstitel ,,Rot-Weifl.-Rot — Karte plus“ zu erteilen, wenn sie die
Voraussetzungen des 1. Teiles erfiillen, und

1. der Zusammenfiihrende einen Aufenthaltstitel ,,Rot-Wei-Rot — Karte*
gemil § 41, einen Aufenthaltstitel ,,Rot-Weil-Rot — Karte plus® gemal
§4la Abs. 1, 4 oder 7a, eine Niederlassungsbewilligung gemal3 § 43
Abs. 1, eine ,,Niederlassungsbewilligung — Sonderfille unselbstindiger
Erwerbstitigkeit”, sofern dieser Niederlassungsbewilligung eine Tétigkeit
gemil §1 Abs.2 lit. f und i AusIBG zu Grunde liegt, oder eine
,Niederlassungsbewilligung — Forscher* geméf § 43¢ innehat,

der Zusammenfiihrende als nunmehriger Inhaber eines Aufenthaltstitels
,Daueraufenthalt — EU“ urspriinglich einen Aufenthaltstitel nach Z 1
innehatte,

2. ein Quotenplatz vorhanden ist und der Zusammenfiihrende

a) einen Aufenthaltstitel ,,Daueraufenthalt — EU* innehat,

b) einen Aufenthaltstitel ,,Rot-Wei-Rot — Karte plus®, ausgenommen
einen solchen geméal § 41a Abs. 1, 4 oder 7a innehat,

c¢) Asylberechtigter ist und § 34 Abs. 2 AsylG 2005 nicht gilt,

d) als unionsrechtlich aufenthaltsberechtigter Drittstaatsangehoriger iiber
eine Aufenthaltskarte gemidB § 54 oder eine Daueraufenthaltskarte
gemdl § S4a verfligt oder

e) einen Aufenthaltstitel ,,Artikel 50 EUV* innehat.

(1a)— (6) ...

la.

Inkrafttreten
§82.(1)-(39) ...
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Vorgeschlagene Fassung

2. wegen zwingender Erteilungshindernisse gemdll § 11 Abs. 1 abzuweisen
ist.

Erwichst die negative Entscheidung der regionalen Geschéftsstelle des
Arbeitsmarktservice tiber die Zulassung in den Fallen des § 20e Abs. 1 AusIBG in
Rechtskraft, ist das Verfahren ohne weiteres einzustellen.

Bestimmungen iiber die Familienzusammenfiihrung

§46. (1) Familienangehorigen von Drittstaatsangehdrigen ist ein
Aufenthaltstitel ,,Rot-WeiBl-Rot — Karte plus“ zu erteilen, wenn sie die
Voraussetzungen des 1. Teiles erfiillen, und

1. der Zusammenfithrende einen Aufenthaltstitel ,,Rot-Wei3-Rot — Karte*
gemal § 41, einen Aufenthaltstitel ,,Rot-Wei-Rot — Karte plus® gemal
§ 41a Abs. 1, 4, 7a oder 7b, eine Niederlassungsbewilligung geméal § 43
Abs. 1, eine ,Niederlassungsbewilligung — Sonderfille unselbstindiger
Erwerbstitigkeit™, sofern dieser Niederlassungsbewilligung eine Tétigkeit
gemil § 1 Abs.2 lit. f und i AusIBG zu Grunde liegt, oder eine
,,Niederlassungsbewilligung — Forscher* geméf § 43¢ innehat,
der Zusammenfiihrende als nunmehriger Inhaber eines Aufenthaltstitels
,Daueraufenthalt — EU“ urspriinglich einen Aufenthaltstitel nach Z 1
innehatte,

2. ein Quotenplatz vorhanden ist und der Zusammenfiihrende
a) einen Aufenthaltstitel ,,Daueraufenthalt — EU* innehat,

b) einen Aufenthaltstitel ,,Rot-Wei-Rot — Karte plus®, ausgenommen
einen solchen geméil § 41a Abs. 1, 4, 7a oder 7b innehat,

¢) Asylberechtigter ist und § 34 Abs. 2 AsylG 2005 nicht gilt,

d) als unionsrechtlich aufenthaltsberechtigter Drittstaatsangehoriger iiber
eine Aufenthaltskarte gemidB § 54 oder eine Daueraufenthaltskarte
gemdf § 54a verfligt oder

e) einen Aufenthaltstitel ,,Artikel 50 EUV* innehat.

(1a)— (6) ...

la.

Inkrafttreten
§82.(1)-(39) ...
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(40) Die §§ 21 Abs. 2, 41a Abs. 7b und 11 sowie 46 Abs. 1 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2024 treten mit Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Artikel 3
Anderung des Asylgesetzes 2005

3. Abschnitt:
Aufenthaltsrecht fiir Vertriebene

Aufenthaltsrecht fiir Vertriebene

§62.(1)-(2) ...

(3) Wird infolge der langeren Dauer der in Abs. 1 genannten Umsténde eine
dauernde Integration erforderlich, kann in der Verordnung festgelegt werden, dass
bestimmte Gruppen der Aufenthaltsberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels wirksam im Inland stellen kénnen und dass ihnen der
Aufenthaltstitel trotz Vorliegens eines Versagungsgrundes erteilt werden kann.

@) ...
Zeitlicher Geltungsbereich
§73.(1)-(23) ...

(24) § 58 Abs. 9 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 54/2021
tritt mit 1. Mai 2021 in Kraft.

(24) §57 Abs.1 Z3 und Abs.4 in der Fassung des Bundesgesetzes
Gesamtreform des Exekutionsrechts — GREx, BGBIL I Nr. 86/2021, tritt mit
1. Juli 2021 in Kraft.

(25) § 58 Abs. 5ain der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 29/2020 tritt
mit 1. Juli 2022 in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2023 aufler Kraft.

3. Abschnitt:
Aufenthaltsrecht fiir Vertriebene

Aufenthaltsrecht fiir Vertriebene

§62.(1)-(2) ...

(3) Wird infolge der lingeren Dauer der in Abs. 1 genannten Umsténde eine
dauernde Integration der Aufenthaltsberechtigten oder bestimmter Gruppen davon
erforderlich, konnen in der Verordnung gemdfs Abs. 1 von den Bestimmungen des
NAG abweichende Bedingungen bei Erteilung von Aufenthaltstiteln festgelegt
werden. In der Verordnung kann insbesondere vorgesehen werden, dass
Aufenthaltstitel abweichend von § 21 Abs. I NAG im Inland beantragt und trotz
Fehlens von Erteilungsvoraussetzungen nach dem 1. oder 2. Teil des NAG erteilt

werden konnen, sowie inwieweit der bisherige rechtmdflige Aufenthalt als
Vertriebener als Niederlassung (§ 2 Abs. 2 NAG) gilt.

4) ...
Zeitlicher Geltungsbereich
§73.(1)-(23) ...

(24) § 58 Abs. 9 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 54/2021
tritt mit 1. Mai 2021 in Kraft.

(24a) §57 Abs.1 Z3 und Abs.4 in der Fassung des Bundesgesetzes
Gesamtreform des Exekutionsrechts — GREx, BGBIL I Nr. 86/2021, tritt mit
1. Juli 2021 in Kraft.

(25) § 58 Abs. 5a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 29/2020 tritt
mit 1. Juli 2022 in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2023 auf3er Kraft.
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(26) § 62 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/20XX
tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

Artikel 4
Anderung des Ausbildungspflichtgesetzes

Geltungsbereich Geltungsbereich
§ 3. Die Ausbildungspflicht betrifft Jugendliche bis zur Vollendung des 18. § 3. (1) Die Ausbildungspflicht betrifft Jugendliche bis zur Vollendung des
Lebensjahres, die die allgemeine Schulpflicht erfiillt haben und sich nicht nur 18. Lebensjahres, die die allgemeine Schulpflicht erfiillt haben und sich nicht nur
voriibergehend in Osterreich aufhalten. voriibergehend in Osterreich aufthalten.

(2) Das Ausbildungspflichtgesetz betrifft auch Jugendliche bis zur Vollendung
des 18. Lebensjahres, die sich aufgrund einer Verordnung gemdf; § 62 Abs. 1 des
Asylgesetzes 2005 — AsylG 2005, BGBI. I Nr. 100/2005, im Bundesgebiet

aufhalten.
Inkrafttreten Inkrafttreten

§21.(1H)-(8) ... §21.(1)-(8) ...
(9) § 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBIL. I Nr. xxx/2024 tritt mit
1. Juli 2024 in Kraft.



	Textgegenüberstellung 
	Artikel 1 
	Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes 

	Artikel 2 
	Änderung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes 

	Artikel 3 
	Änderung des Asylgesetzes 2005 

	3. Abschnitt: 
	3. Abschnitt: 
	Aufenthaltsrecht für Vertriebene 
	Aufenthaltsrecht für Vertriebene 

	Artikel 4 
	Änderung des Ausbildungspflichtgesetzes 


